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Schutzvorschriften hinsichtlich der Strahlenbelastung bei fliegendem Personal 
und im Bergbau 

Seit dem Jahr 1990 liegt eine Empfehlung der Internationalen Strahlen-
schutzkommission ICRP vor, den Geltungsbereich des Strahlenschutz-
rechts durch Einbeziehung solcher natürlichen Strahlenbelastungen zu 
erweitern, die in ihrer Dosis mit überwachungsbedürftigen künstlichen 
Strahlenbelastungen vergleichbar sind. Messungen der Strahlenbe-
lastung bei fliegendem Personal bei in großer Höhe durchgeführten 
Interkontinentalflügen haben nach übereinstimmender Auffassung von 
Experten ergeben, daß die Größenordnung mit der Strahlenbelastung 
der Mitarbeiter von Kernkraftwerken vergleichbar ist und sogar zum 
Teil noch weit darüber hinausgeht. Ähnliche Erkenntnisse liegen für 
den Bereich des Bergbaus vor. 

Vor diesem Hintergrund erscheint eine Ausdehnung der entsprechen-
den Schutzvorschriften angebracht und der Ausschuß für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit hat in seiner Beschlußempfehlung 
zum Bericht 1989 deshalb von der Bundesregierung einstimmig gefor-
dert, ab Berichtsjahr 1990 die Strahlenexposition von Flugpersonal und 
Vielfliegern bei Kontinentalflügen zu bewerten. 

1. Hält die Bundesregierung eine Novellierung des Strahlenschutz-
rechts zur Einbeziehung bisher nicht erfaßter Berufsgruppen (flie-
gendes Personal, Bergleute usw.) für erforderlich? 

2. Nach welchem Zeitplan soll ggf. die Novellierung erfolgen? 

Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministers für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit vom 22. Dezember 1992 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich — in kleinerer Schrifttype — den Fragetext. 
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Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften erstellt zur 
Zeit den Entwurf des Vorschlags für eine Richtlinie des Rates zur 
Festlegung der Grundnormen für den Gesundheitsschutz der Ar-
beitskräfte und der Bevölkerung gegen die Gefahren durch ioni-
sierende Strahlungen, die an die Stelle der Richtlinien 80/836/ 
Euratom und 84/467/Euratom treten soll. Dieser Vorschlag be-
rücksichtigt die neuen Empfehlungen der Internationalen Strah-

lenschutzkommission (ICRP)-Veröffentlichung Nr. 60 von 1991; 
hierzu gehört insbesondere die Einbeziehung von Strahlenexposi-
tionen aus natürlichen Quellen an bestimmten Arbeitsplätzen in 
den Anwendungsbereich der Grundnormen. Diese Erweiterung 
der Grundnormen betrifft vor allem Bergleute und fliegendes 
Personal. Es wird erwartet, daß die Kommission dem Rat 1993 
einen entsprechenden Richtlinienentwurf zuleitet, der von diesem 
im gleichen Jahr erörtert und ggf. beschlossen wird. Danach wird 
die Bundesregierung unverzüglich die erforderlichen nationalen 
Rechtsvorschriften — insbesondere Ergänzungen der Strahlen-
schutzverordnung — erarbeiten. Der Referentenentwurf zur Novel-
lierung des Atomgesetzes enthält. bereits eine Ausdehnung der 
Verordnungsermächtigungen, die die Umsetzung der künftigen 
Euratom-Richtlinien in dem neuen erweiterten Bereich durch Er-
gänzung der Strahlenschutzverordnung ermöglichen soll. Nach 
gegenwärtiger Rechtslage gelten schon jetzt in den alten Bundes-
ländern die Schutzvorschriften der Strahlenschutzverordnung 
auch für das Aufsuchen, Gewinnen und Aufbereiten radioaktiver 
Bodenschätze. Im Bereich der neuen Bundesländer finden auf der 
Grundlage des Einigungsvertrags die einen umfassenden Schutz 
sichernden Vorschriften der Verordnung über die Gewährleistung 
von Atomsicherheit und Strahlenschutz der ehemaligen DDR und 
der dazu ergangenen Durchführungsbestimmungen auf alle berg-
baulichen Tätigkeiten unter Anwesenheit radioaktiver Stoffe 

Anwendung. 

3. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß fortbestehende 
Bewertungsunsicherheiten angesichts des unstreitigen Kenntnis-
standes über die Tatsache erhöhter Strahlenbelastungen nicht auf 
dem Rücken dieser Berufsgruppen ausgetragen werden dürfen? 

Die Bundesregierung wirkt mit den anderen EG-Mitgliedstaaten 
darauf hin, daß erhöhter Strahlenexposition aus natürlichen Quel-
len an bestimmten Arbeitsplätzen durch geeignete Strahlen-
schutzregelungen Rechnung getragen wird. Sie wird dabei von 
der Strahlenschutzkommission beraten. Die jeweiligen Regelun-
gen werden vor Erlaß mit den betroffenen Berufsgruppen erörtert. 

4. Welcher weitere Forschungs- oder Untersuchungsbedarf besteht in 
diesem Feld? 

Die Bundesregierung hat durch Analysen und ergänzende Unter-
suchungen einen Überblick über die Strahlenpegel und die dar-
aus resultierenden Dosen bei Flügen in großen Höhen und an 
Arbeitsplätzen unter Tage. Weiteren Forschungs- oder Unter- 
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suchungsbedarf sieht sie bei Detailfragen, z. B. zur Bewertung 
einzelner Komponenten der Strahlenfelder. Entsprechende Klä-
rungen werden auf nationaler und auf EG-Ebene fortgesetzt. 

5. Wie beurteilt die Bundesregierung Befürchtungen der Berufsorgani-
sationen der Betroffenen, daß durch Neufestsetzung der Grenzwerte 
(zum Beispiel Fünfjahreswerte statt Lebenszeitlimits) das erkannte 
Problem wegdefiniert werden soll? 

Der künftig erweiterte Geltungsbereich und niedrigere Jahres-
grenzwert der effektiven Dosis führen dazu, daß mehr Beschäf-
tigte als bisher einer Strahlenschutzüberwachung unterliegen 
werden. Erhöhte Strahlenexpositionen aus natürlichen Quellen an 
bestimmten Arbeitsplätzen werden zu erfassen sein. Die neuen 

Regelungen erweitern und verbessern den Strahlenschutz; für 
gegenteilige Befürchtungen besteht kein Anlaß. 

6. Ist die Bundesregierung bereit, sich auf der Ebene der EG bzw. von 
Euratom und der ICRP für solche Grenzwertdefinitionen einzuset-
zen, bei denen sichergestellt ist, daß die bisher nach dem deutschen 
Strahlenschutz geltenden Grenzen jedenfalls nicht angehoben 
werden? 

Die Bundesregierung wird sich bei den künftigen Verhandlungen 
der neuen Euratom-Grundnormen im Rat dafür einsetzen, daß der 
für den Strahlenschutz der Arbeitskräfte und Bevölkerung maß-
gebliche Standard der Strahlenschutzverordnung beibehalten 
wird. 

7. Welche rechtlichen Möglichkeiten zur Beibehaltung eines gegen-
über internationalen oder supranationalen Regelungen höheren 
Schutzstandards in Deutschland bestehen für den Fall, daß entspre-
chende Initiativen erfolglos bleiben? 

Nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes stellen 
die Dosisgrenzwerte der geltenden Grundnormen-Richtlinie 
Richtwerte in Form von Mindestnormen dar, die im nationalen 
Recht restriktiver festgesetzt werden können. Die Bundesregie-
rung geht davon aus, daß diese Möglichkeit auch für neue Grund-
normen-Richtlinien bestehen wird und bei Bedarf genutzt werden 
kann. 




